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Ausführungen der Vizepräsidentin
der Bundesärztekammer und Präsi-
dentin der Ärztekammer Bremen,
Frau Dr. Ursula Auerswald, zur Ent-
bürokratisierung ärztlicher Tätig-
keit fanden meine ungeteilte Zu-
stimmung.

Bemerkenswert erschien mir das
Referat von Rudolf Henke zu den
Folgen der Zentralisierung der me-
dizinischen Versorgung für die Be-
völkerung mit der Aussage, dass es
sich bei der Häufigkeit der Leis-
tungserbringung lediglich um einen
Faktor in einer Vielzahl der die
Qualität des Behandlungsergebnis-
ses bestimmenden Einflussfaktoren
handelt.

Die (Muster-)
Satzungsregelung
Fortbildung und
Fortbildungszer-
tifikat mit den
Beschlüssen zur
Anrechenbarkeit
von Fortbildungs-
punkten aus der
Zeit vor der
neuen gesetzli-
chen Regelung
erachte ich als bedeutsam in ihren
Auswirkungen für die tägliche Ar-
beit der Ärztinnen und Ärzte.

Als eine der zentralen Botschaf-
ten dieses Ärztetages nehme ich die
Aussage von Frau Dr. Auerswald
zur Übernahme ärztlicher Verant-
wortung und die Forderung an die
politisch Verantwortlichen,Vertrau-
en in unser Gesundheitswesen und
die darin arbeitenden Menschen zu
entwickeln.

Dank des herausragenden Ein-
satzes von Frau Präsidentin Ursula
Auerswald und ihres Teams von der
Ärztekammer Bremen war dies ei-

Die Ärzteschaft hat aus mei-
ner Sicht erneut eindrucks-
voll bewiesen, dass sie auf

aktuelle Fragen der Politik in kurzer
Zeit kompetente Antworten geben
kann. So ist in der Behandlung der
Thematik „Mindestmengen-Rege-
lung“ im Tagesordnungspunkt II
„Durch Quantität zur Qualität?
Folgen der Konzentration und Zen-
tralisierung von medizinischer Ver-
sorgung durch die Bevölkerung“
durch die Referenten Professor Dr.
Max Geraedts und Rudolf Henke
eine überzeugende Darstellung ge-
lungen.

Darüber hi-
naus hat der dies-
jährigen Deut-
sche Ärztetag
beim Tagesord-
nungspunkt IV
Weiterbildung
mit großer Mehr-
heit deutlich ge-
macht, dass die
langjährige Ar-
beit durch die 17

Landesärztekammern in der Ständi-
gen Konferenz Weiterbildung für
die Muster-Weiterbildungsordnung
einen hohen Stellenwert hat und
der Ärztetag nicht so oft abstimmt,
bis langjährig mehrheitlich konsen-
tierte Problemfelder im Sinne einer
Minderheit umgesetzt werden – und 
das auf einem Feld, auf dem Bun-
deseinheitlichkeit von größter Be-
deutung ist.

In meinen Augen zählten zu den
wichtigsten Punkten des 107. Deut-
schen Ärztetages die Reden des
Bundespräsidenten Johannes Rau
und unseres und Bundes- und Lan-
desärztekammerpräsidenten Pro-
fessor Dr. Jörg-Dietrich Hoppe. Die

ner der harmonischsten und bestor-
ganisierten Ärztetage, die ich bisher
erlebt habe.

Sehr wichtig
fand ich die mit
großer Einmü-
tigkeit beschlos-
sene Novellie-
rung der Muster-
berufsordnung
und die Verab-
schiedung der
Fortbildungsord-
nung; wenn die-
se auch in ihrem
Kernbereich so
gerupft wurde,
dass es hoffentlich noch zur politi-
schen Zustimmung reicht.

Die beiden Highlights des dies-
jährigen Ärztetages waren für mich
zweifelsohne die Eröffnungsrede
der Vizepräsidentin des Deutschen
Ärztetages, Dr. Ursula Auerswald,
die mit Nachdruck auf all das hin-
wies,was uns Ärzten in Deutschland
zurzeit die Freude an unserem Be-
ruf verdirbt, und ihr Referat zur
Entbürokratisierung im Deutschen
Gesundheitswesen, das für gequälte
Ärztinnen und Ärzte etwas Licht
am Ende des Tunnels ahnen lässt.

Das Wichtigste am diesjährigen
Deutschen Ärztetag? Die deutsche
Ärzteschaft hat in den Fragen der
Weiterbi ldung
und der Fortbil-
dung Kurs gehal-
ten. Gleichwohl
hat sie deutlich
die Bereitschaft

gezeigt, sich fle-
xibel auf speziel-
le Belange der
einzelnen Grup-
pierungen ein-

„Aufwertung von Ärztekammer
und Deutschem Ärztetag“
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zustellen. Gefreut hat mich, wieder
einige engagierte Psychotherapeu-
ten unter den Hausärzten persön-
lich kennen zu lernen.

Wie lässt sich ein Deutscher Ärzte-
tag möglichst bewegt gestalten? Der
gastgebenden Präsidentin der Ärzte-
kammer Bremen und Vizepräsiden-
tin der Bundesärztekammer, Dr.
Ursula Auerswald, ist das gemein-
sam mit unserem Bundesärztekam-
merpräsidenten Professor Dr. Jörg-
Dietrich Hoppe perfekt gelungen –
inhaltlich, emotional und körperlich
bis hin zu Leibesübungen für die ge-
samte Delegiertenschar. Ein ge-
konntes Engagement! Vielen Dank.

„Positive Nichtbewegung“ bot
dagegen das Thema „Weiterbildung
Innere Medizin/Allgemeinmedi-
zin“. Trotz nach-
haltig bestehen-
der Kontroverse
stimmten die De-
legierten dafür,
die im letzten
Jahr in Köln be-
schlossene (Mus-
ter-)Weiterbil-
dungsordnung
nicht erneut im
Detail zu disku-
tieren. Das ist unter dem Strich po-
sitiv zu bewerten.Schließlich geht es
darum, bei unveränderten Rahmen-
bedingungen zu einmal mehrheitlich
gefassten Beschlüssen über mehr als
einen Ärztetag hinweg zu stehen.

Leider wurde dieser Ansatz nicht
konsequent durchgeführt. Beispiel
„Betriebsmedizin/Arbeitsmedizin“.
Zwar konnte – wie in Köln ebenfalls
mehrheitlich beschlossen – die Zu-
satzbezeichnung Betriebsmedizin
verteidigt werden, diesmal jedoch
mit annähernd gleichen Anforderun-
gen wie an den Facharzt „Arbeitsme-
dizin“, so dass es hier für Autodidak-
ten keinen Einstieg mehr gibt.

Mein Wunsch an den Deutschen
Ärztetag 2005: Man möge generell
die Weiterbildung nicht instrumen-
talisieren, um kommerziell gepräg-
te Gruppeninteressen zu verfol-
gen.

Das Wich-
tigste am dies-
jährigen Deut-
schen Ärztetag
war aus meiner
Sicht die mit
klarer Mehrheit
beschlossene Än-
derung der (Mus-
ter-)Berufsord-
nung. Diese er-
hält die Manö-
vrierfähigkeit der Ärzteschaft unter
den Vorgaben des Sozialgesetz-
buchs V deutlich und schafft endlich
unnötige Selbstbeschränkungen ab.

Was haben wir erreicht? Mit der
neuen (Muster)-Berufsordnung ha-
ben wir bei der von der Politik gewoll-
ten Bevorzugung von Medizinischen
Versorgungszentren dem System nie-
dergelassener Ärzte wenigstens noch
einmal eine Chance gegeben.

Was ist uns möglich? Richtungen
vorgeben, wie durch die Aachener
Delegierte Klaudia Huber mit ih-
rem Organentnahmeantrag, von
dem schon drei Stunden später der
Norddeutsche Rundfunk in seinen
Nachrichten berichtete.

Was werden wir erkennen?
Nachdem die jüngste Gesundheits-
reform den Körperschaften Kassen-
ärztliche Vereinigung und Kassen-
ärztliche Bundesvereinigung nur
noch begrenzte ärztliche und ge-
sundheitspolitische Aufgaben lässt,
muss und wird eine Aufwertung von
Ärztekammer und Deutschem Ärz-
tetag erfolgen.
Dies haben wir
mit unserem
Umgang mit der
jährlichen und
oft unsinnigen
Antragsflut be-
gonnen, indem
wir durch die 
oft aus Nord-
rhein kommen-
den Voten
„Nichtbefassung“ oder „Vorstands-
überweisung“ mehr Freiraum für
wirkliche Grundsatzdiskussionen
geschaffen haben und in Zukunft
noch stärker erreichen müssen.

Dieser Ärztetag wird in Verbin-
dung mit dem Namen der tollen
Bremer Ärztekammer-Präsidentin
Ursula Auerswald in Erinnerung
bleiben.

Für mich war von höchster Be-
deutung, dass der Beschluss zur
Hausarztweiterbildung – Facharzt
für Innere Medizin und Allgemein-
medizin – uneingeschränkt Bestand
hat. Nur so können wir unseren Kol-
leginnen und Kollegen, die ihre Le-
bensplanung, Hausarzt zu werden,
gefasst haben, die unabdingbare
Planungssicherheit geben. Hier hat
mich menschlich sehr gefreut, dass
Kollege Mitrenga uneingeschränkt
unser Hausarztanliegen tatkräftig
unterstützte.

Des Weiteren
begrüße ich es,
dass der Deut-
sche Ärztetag
die grundsätzli-
che Facharztbin-
dung für fast alle
Zusatzbezeich-
nungen partiell
aufgehoben hat
und so junge
Kollegen wie

auch unsere Kollegen Praktische
Ärzte die Möglichkeit haben, für sie
wichtige Zusatzbezeichnungen ohne
Facharztanerkennung zu erwerben.
Hier wäre zum Beispiel speziell für
die Palliativmedizin, aber auch weite-
re, dieser Weg ebenfalls zu eröffnen.

Enttäuschend und entlarvend ist
für mich, dass die Mehrheit des
Deutschen Ärztetages beschloss,
einerseits das Qualitätsmanage-
ment jedem Arzt und jeder Ärztin
sofort nach der Approbation ohne
jede praktische Tätigkeit bei einem
Weiterbilder zu eröffnen, anderer-
seits derselbe Ärztetag zum Bei-
spiel einer 20 Jahre niedergelasse-
nen praktischen Ärztin oder einer
Kollegin nach über der Hälfte der
Weiterbildung im Bereich der On-
kologie den Erwerb der Palliativ-
medizin vorenthalten wissen möch-
te. Wo bleibt da die Qualität, die
Entbürokratisierung, der Sinn?
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Neben der Klarstellung durch
den Bundespräsidenten Johannes
Rau, dass Patienten keine Kunden
und Ärzte keine Anbieter sind, so-
mit auch rein ökonomisches Den-
ken nicht angebracht ist, war ein
wichtiges Thema des Ärztetages die
kritische Hinterfragung der durch
die Politik übernommene, einseitig
in Zusammenhang gebrachte Kor-
relation zwischen Quantität und
Qualität und de-
ren Umsetzung
in der Planung
von Spezialzen-
tren, wie wir es
hier in Nord-
rhein-Westfalen
schon bei Ein-
richtung von
Brustzentren er-
fahren. Bei kriti-
scher Wertung
kann vermieden werden, dass nicht
evidente Rückschlüsse zwischen
Quantität und Qualität die Patienten
verunsichern und negativ auf die
Arzt-Patienten-Beziehung einwirken.

Die eindeutige Stellungnahme
der gesamten Ärzteschaft gegen die
ausufernde Bürokratisierung lässt
hoffen, dass Politik und Verwaltung
reagieren und so der ständig wach-
sende Zeitdruck reduziert werden
kann. Die so wieder gewonnene
Zeit könnte der Patientenversor-
gung zur Verfügung stehen.

Mich persönlich freut, dass zu-
mindest bei den zwei neuen Zusatz-
bezeichnungen (Qualitätsmanage-
ment und suchtmedizinische
Grundversorgung) die Facharztbe-
zeichnung als Voraussetzung zum
Erwerb der Bezeichnung gestrichen
wurde. Dies bedeutet wieder eine
höhere Bewertung der Approbati-
on und in der Zeit des Ärzteman-
gels auch ein Zeichen für höhere
Flexibilität. Es wird dadurch wieder
attraktiver, sich in einem enger um-
schriebenen Spezialgebiet weiterzu-
bilden. Auch Ärzte und Ärztinnen,
die durch andere Lebensplanungen
längere Zeit nicht ärztlich tätig sein
wollen oder waren (z. B. durch El-
ternpause), bekommen so eine bes-
sere Chance, durch eine Zusatzbe-

zeichnung Qualifikation nachzu-
weisen und damit in Klinik und Pra-
xis tätig zu werden.

Der Entschluss, auf einem der
nächsten Deutschen Ärztetage das
Transplantationsgesetz zu diskutie-
ren, ist im Hinblick auf die derzeiti-
ge Situation in Deutschland (zu we-
nig  Organspender, zu viele poten-
tielle Organempfänger, Zukauf von
Organen aus dem Ausland) meiner
Meinung nach nicht nur sinnvoll,
sondern dringend notwendig.

Als Fortbildungsbeauftragter
freut mich natürlich besonders, dass
die Mustersatzungsregelung zu
Fortbildung und Fortbildungszerti-
fikat auf hohe Akzeptanz gestoßen
ist und mit großer Mehrheit verab-
schiedet wurde.
Hervorheben möchte ich:
➤ Die Dreijahresfrist für das Zerti-

fikat kann aufrechterhalten wer-
den. Der Politik wird damit de-
monstriert, dass die Ärzteschaft
sich schon vor dem GKV-Moder-
nisierungsgesetz intensiv um
Fortbildung gekümmert hat.

➤ Fachgesellschaften und Berufs-
verbände sind jetzt nach dem
nordrheinischen Modell in den
Zertifizierungsprozess integrier-
bar („Akkreditierung“).

➤ Fortbildung im Ausland ist „offi-
ziell“ anerkennungsfähig.

➤ Fortbildung ist arztöffentlich: ei-
ne wichtige Grundlage für eine
hohe Angebotsgerechtigkeit für
alle Arbeitsgruppen.

➤ Der Wegfall der Punktobergren-
zen in den Kategorien A bis D, F
bis H ermöglicht eine optimale
Flexibilität in der individuellen
Fortbildungsplanung.

➤ Als nächster Schritt müssen jetzt
die Richtlinien erstellt werden,
um bundesweit eine möglichst
einheitliche Praxis der Zertifizie-
rung zu erreichen.

Bemerkenswert auch die Diskussio-
nen und Beschlüsse zu Mindestvolu-
mina und der zunehmenden Büro-
kratisierung in der Medizin. Für die
weitere Behandlung der Weiterbil-
dungsordnung erscheint mir eine kri-
tische Würdigung der Arbeitsauftei-
lung zwischen Ärztetag,Vorstand der
Bundesärztekammer und der Ständi-
gen Kommission unerlässlich, da die
jetzige Form der Behandlung die
Grenze der Effizienz erreicht hat.

In der An-
sprache des Bun-
despräsidenten
Johannes Rau
finde ich ein
weiteres Bei-
spiel dafür, dass
die öffentliche
Darstellung ei-
ner umfassen-
den und rational
geleiteten Ana-
lyse bei uns zur-

zeit ohne politische Selbstdemonta-
ge nur möglich ist, wenn man nicht
mehr im von Gruppeninteressen
zerrissenen Entscheidungsprozess
steht. Schade!

Dr. Christiane
Groß (Wuppertal)

Professor Dr.
Reinhard 
Griebenow (Köln)

Blick in die Reihen der nordrheinischen Delegierten, die beim 107. Deutschen
Ärztetag ein umfangreiches Arbeitsprogramm mit einer Vielzahl von Abstim-
mungen absolvierten. Im Vordergrund Dr. Friedrich-W. Hülskamp (Essen),
Dr. Klaudia Huber (Aachen) und Dr. Christiane Groß (Wuppertal). Foto: uma


